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Fluch oder Segen?
Eine heftige Diskussion findet zur

Zeit in vielen Dienststellen statt und
sie wird noch Monate andauern. Für
manchen Kollegen ist es ein Zau-
berwort, für andere eher ein Reiz-
wort. Nein, hier ist nicht die Rede
vom Leitbild, hier geht um das, was
allgemein als Arbeitszeit-
flexibilisierung bezeichnet wird.

Aktuell gibt es in einigen Dienst-
stellen, vor allem innerhalb des PP
Trier, aber auch z.B. bei der PASt
Gau-Bickelheim Modellversuche.
Die Kolleginnen und Kollegen in
Hermeskeil, die als erste mit einem
solchen Versuch begannen, können
von vielen Anrufen aus anderen
Dienststellen berichten, in denen
bestimmte Regelungen, Erfahrungen
und Gestaltungsmöglichkeiten abge-
fragt werden.

-Was spricht für Flexibili-
sierung?-

Die Befürworter loben die Mög-
lichkeit, sich im Prinzip immer nur
dann zum Dienst eintragen zu kön-
nen, wenn privat nichts besonderes
anliegt. Sie freuen sich darüber, nun
wieder im Verein als „vollwertiges
Mitglied“ angesehen zu werden,
weil sie nicht mehr jede zweite
Übungsstunde versäumen müssen –
ob beim Sport, beim Kegeln oder im
Gesangverein. Und auch die Dauer-
karte vom Betzenberg liegt nicht
mehr nutzlos zuhause in der Schub-
lade herum. Sie halten es für gut,
dass besondere dienstliche Aufga-
benstellungen separat personell dar-
gestellt werden können, so dass der
normale Dienstbetrieb in der Dienst-
gruppe z.B. durch Radarkontrollen
nicht mehr belastet wird. Es wird
positiv bewertet, dass grundsätzlich
das Problem des dauernden „Nach-
stopfens“ zur Aufrechterhaltung
der Mindeststärke nicht mehr auf-
taucht und dass die Gestaltung des
Urlaubsplanes sehr viel flexibler ist.
Etliche sind froh darüber, wieder
Doppelschlag leisten zu können,

ohne andere, denen er gesundheitli-
che Probleme bereiten würde, wie-
der zu diesem hoch belastenden
Rhythmus zu zwingen.

Insgesamt –so derzeit der Ein-
druck- gibt es sehr viele  Kollegin-
nen und Kollegen, die mit der flexi-
blen Arbeitszeit sehr zufrieden sind,
weil sie sie eben weitestgehend selbst
gestalten können.

Die Modellversuche sind auf ein
Jahr angelegt und die Personalräte
haben gewährleistet, dass danach
zur alten oder anderen Regelungen
zurückgekehrt werden kann, wenn
die Mehrheit der im Wechsel-
schichtdienst eingesetzten Kollegin-
nen und Kollegen dies wünscht.
Nach gerade mal  etwas mehr als
drei Monaten ist es noch viel zu
früh, ein einigermaßen verlässliches
Urteil abgeben zu wollen.

-Was spricht dagegen?-
Es gibt bei vielen anderen Kolle-

ginnen und Kollegen auch Vorbehal-
te, mit denen man sich  auseinan-
dersetzen muss. Dabei spielt die
durch Flexibilisierung bedingte Auf-
lösung der Dienstgruppen eine wich-
tige Rolle, die Kolleginnen und Kol-
legen sehen den sozialen Zusammen-
halt aller Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Wechselschichtdienstes
dadurch eingeschränkt; einige sehen
hierin auch einen Widerspruch zum
Leitbild, in dem die Zwischen-
menschlichkeit eine besondere Rol-
le spielt.

Sie fürchten Verluste an Sicher-
heit beim Einschreiten, wenn sie in
schwierigen Situationen die
Verhaltenweise des Streifenpartners
nicht genau kennen. Auch dass Fahr-
gemeinschaften u.U. schwieriger zu
gestalten sind und dass die Zahl der
Fahrten zur Dienststelle sich prin-
zipiell erhöht, trägt zur Skepsis bei
– bis zur völligen Ablehnung.

Es stört auch, dass der Dienst-
plan nicht aufs Jahr voraus erstellt
werden kann. Und natürlich erwar-

ten die eher skeptischen oder ableh-
nenden Kolleginnen und Kollegen,
dass ihre Argumente ernst genom-
men werden, dass ihre Auffassung
respektiert wird und dass seitens der
Dienststellenleitung leitbildkonform
gehandelt, d.h. „fair miteinander
umgegangen“ wird und die Beleg-
schaft den „Rahmen mitgestalten“
kann.

-Was sagt die Gewerk-
schaft?-

Natürlich fragen auch viele Kol-
leginnen und Kollegen bei der Ge-
werkschaft der Polizei nach und
wollen wissen, wie denn sie zu der
Frage steht. Hierbei hält sich die Zahl
derer, die sich eine Unterstützung
ihrer eigenen Position –dafür oder
dagegen?- erhoffen, und derer, die
wertfrei unsere Auffassung erfahren
wollen, in etwa die Waage – übri-
gens auch der Anteil derer, die dafür
oder dagegen sind. Es verwundert
auch nicht, dass Befürworter wie
Gegner darauf hinweisen, dass Zu-
friedenheit ein hohes Gut ist.
Dem kann zugestimmt werden aber
dies gilt logischerweise für jeden und
ebenso ist richtig, dass „fair mitein-
ander umgehen“ auch die demokra-
tischen Grundhaltungen einschließt.
Die lauten z. B., dass die eigene Auf-
fassung aktiv vertreten werden
muss, mit dem Ziel eine Mehrheit
zu überzeugen – und man sich da-
nach in den Willen der Mehrheit ein-
fügt, sofern Kompromisse nicht
möglich sind, also die Bedürfnisse
der Minderheit nicht sinnvoll in eine
mehrheitlich beschlossene Entschei-
dung eingebunden werden können.

Es ist weiterhin zu sehen, dass
die Dienststellen in den verschiede-
nen Landesteilen sich in der perso-
nellen Zusammensetzung erheblich
unterscheiden – Jung/Alt, Nah-
pendler/Fernpendler usw.-. Insge-
samt ergibt sich, dass es das Mo-
dell, das allen Belangen gleich stark
entgegenkommt, nicht geben kann.

Deshalb hat der Landesvorstand
beschlossen:

1. A r b e i t s z e i t -
flexibilisierung ist kein
Personalfindungskonzept, sie
kann notwendige Personal-
verstärkungen nicht ersetzen.

2. Die GdP wird allen Ver-
suchen –von wem auch immer-
entschieden entgegentreten, den
im Wechselschichtdienst einge-
setzten Kolleginnen und Kolle-
gen ein nicht gewünschtes
Arbeitszeitmodell auf zu drük-
ken. Der vor wenigen Jahren
fehlgeschlagene Versuch, die
Dienstzeitregelung von oben her
gestalten zu wollen zeigt, dass
es so nicht gehen kann.

3. Die GdP wird, wenn es
von den Kolleginnen und Kolle-
gen gewünscht wird, gerne bei
der Suche nach Lösungen infor-
mieren, beraten und helfen.

4. Wir werden, im Zusam-
menwirken mit den örtlichen
Personalräten das vertreten, was
von der Mehrheit der Betroffe-
nen gewollt wird.

Kurz: Nur dort, wo es gelingt,
durch dienststellenbezogene Rege-
lungen Probleme zu lösen oder we-
nigstens zu minimieren, dabei die
Bedürfnisse möglichst vieler Kolle-
ginnen und Kollegen zu integrieren
und auf diese Art und Weise eine
(möglichst deutliche) Mehrheit für
eine Veränderung herbei zu führen,
werden GdP - Personalräte solchen
Veränderungen gegenüber dem be-
stehenden Dienstplan zustimmen.

Helmut Conradt
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Einleuchtende Argumente der GdP: Marlies Kohnle-Gros (CDU) will
sich im Parlament für den Sachbearbeiterlehrgang und den not-
wendigen Personalersatz einsetzen                 Fotos: Jürgen Moser

Ernst Scharbach (rechts) und Thomas Will diskutieren mit Marlies
Kohnle-Gros über die zu geringe Personalstärke der Polizei

CDU unterstützt GdP-Konzept
Dauerhafte Sicherung der

Personalstärke mit jährlichen Ein-
stellungsraten, die deutlich über 300
Berufsanfängern liegen, Reform der
Ausbildung durch Einführung eines
Sachbearbeiterlehrganges und Ver-
wirklichung der zweigeteilten Lauf-
bahn: Das sind die Kernpunkte des
GdP-Konzeptes. „Bei der CDU
gibt’s dafür volle Unterstützung“,
sicherte jetzt Marlies Kohnle-Gros,
die Polizeisprecherin der Landtags-
fraktion, dem GdP-Vorstand zu.

Frau Kohnle-Gros zeigte sich
beim Gespräch mit Ernst Scharbach,
Jürgen Moser und Thomas Will
vom GdP-Vorstand gut über die zu-
nehmenden Personalprobleme der
Polizei informiert. Schließlich star-
tet ihre Fraktion seit Wochen An-
frage auf Anfrage im Parlament zur
Soll- und Ist-Stärke der Polizei- und
Kriminalinspektionen in Rheinland-
Pfalz. Die Zusammenfassung prä-
sentierte die GdP: Über 400 Stellen
in der Ist-Stärke sind in den letzten
fünf Jahren abgebaut worden. Bis
Ende 2005 wird das Minus bei fast
700 liegen, weil selbst mit den 225
Neueinstellungen in 2000 und eben-
so in 2001 der Personalersatz nach

Ausbildung nicht gewährleistet ist.
Die Probleme werden noch wei-

ter steigen, weil in den nächsten 20
Jahren die Zahlen der jährlichen
Ruhestandsversetzungen sprung-

haft ansteigen. Man muss teilweise
mit jährlich über 500 Personalab-
gängen rechnen. Das sieht auch die

CDU so. Deshalb bekommt die
GdP auch volle Unterstützung für
ihre Forderung, die Zahl der Einstel-

lungen auf längere Sicht zu harmo-
nisieren und jährlich gleichbleibend
deutlich über 300 Berufsanfänger
einzustellen. Frau Kohnle-Gros:
„Die CDU ist offen für diese Vor-

schläge und sieht sie als Möglich-
keit der Verbesserung der derzeiti-
gen Situation.“

Jedes Ding hat seine zwei Seiten.

Wenn die Einstellungsraten deutlich
angehoben werden, muss zwangs-
läufig die gesamte Ausbildungs-

kapazität an der FH der Polizei für
Berufsanfänger reserviert werden.
Studienplätze für Polizistinnen und
Polizisten des Mittleren Dienstes
könnten nicht mehr zur Verfügung
gestellt werden. Ihre immer wieder
in Aussicht gestellte zusätzliche
Qualifikationsmöglichkeit und der
Aufstieg in den gehobenen Polizei-
dienst wären auf Jahre aufgescho-
ben oder gar ausgeschlossen. Das
macht die GdP nicht mit. Unsere
Forderung: Die Ausbildung wird
durch einen etwa Sachbearbeiter-
lehrgang reformiert, der die jungen
Kolleginnen und Kollegen zu einem
Ausbildungsniveau bringt, das dem
des Berufsanfängers nach
Studienabschluss entspricht. Auch
in diesem Punkt sichert die CDU
zu, diesen Ansatz in ihre Überle-
gungen einzubeziehen: „Wir sollten
alles daran setzen, den Aufstieg in
den gehobenen Polizeidienst für die
jungen Polizistinnen und Polizisten
in erster Linie über die bessere Qua-
lifikation vorzugeben. Der von der
GdP vorgeschlagene Sachbearbeiter-
lehrgang ist mit Blick auf die not-
wendige Reform der Polizeiaus-
bildung ein bedenkenswerter Weg“,
betonte Frau Kohnle-Gros.

Ernst Scharbach, Jürgen Moser
und Thomas Will erörterten mit der
CDU-Parlamentarierin auch die
hohe Personal- und Kostenbelastung
durch Abschiebungen und andere
übertragene Aufgaben. Gespannt ist
sie auf mögliche Vorschläge des In-
nenministers für Organisations-
maßnahmen, die sie allerdings erst
nach der Wahl erwartet. In diesem
Zusammenhang sprach sie sich da-
gegen aus, durch Auflösung der re-
gionalen Kriminalinspektionen Kri-
minalbeamtinnen und –beamten
wieder in der Fläche zu verteilen.
Mit der GdP ist sie sich einig, dass
der Bereich der polizeilichen Fahn-
dung gestärkt werden soll.

Um die polizeiliche Arbeit bes-
ser kennenzulernen, will Frau
Kohnle-Gros mit Jürgen Moser
demnächst einen Nachtdienst auf
einer Inspektion der Polizeidirekti-
on Kaiserslautern begleiten.

PERSONALSTÄRKE UND AUSBILDUNGSREFORMPERSONALSTÄRKE UND AUSBILDUNGSREFORMPERSONALSTÄRKE UND AUSBILDUNGSREFORMPERSONALSTÄRKE UND AUSBILDUNGSREFORMPERSONALSTÄRKE UND AUSBILDUNGSREFORM
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Eigensicherung und innere Einstellung
Nach den tragischen Vorfällen

der letzten Monate bleibt das
Thema Eigensicherung aktuel-
les Tagesgespräch. DEUTSCHE
POLIZEI informierte sich im In-
terview mit dem Inspekteur der
Polizei, Werner Blatt, über neue
Konzepte und Bewertungen.

DP: Die Ende November statt-
gefundene Innenministerkonferenz
bewertete erste vorgelegte Auftrags-
erledigungen, die sie veranlasst hat-
te. Wie ist der aktuelle Sachstand?

Werner Blatt: Es ist kaum mög-
lich, das umfangreiche Arbeitspaket
mit wenigen Worten zusammenzu-
fassen. Fakt ist allerdings, dass in
der ersten Jahreshälfte 2000 um-
fangreiche Maßnahmen eingeleitet
wurden, mit deren Umsetzung teil-
weise bereits begonnen wurde. Bei-
spielsweise werden moderne
Schutzwesten und andere techni-
sche Hilfsmittel erprobt, die inter-
ne und externe Öffentlichkeitsarbeit
wird intensiviert und die Nachbe-
reitung von Einsätzen optimiert.
Aber auch das Waffenrecht soll mit
Blick auf die Eigensicherung novel-
liert werden. Dies sind nur einige
Punkte, die derzeit beraten werden.

DP: Sie haben eine Arbeitsgrup-
pe auf Landesebene eingerichtet.
Warum eine eigene Arbeitsgruppe in
Rheinland-Pfalz, wenn gleichzeitig
auf Bund-Länder-Ebene entspre-
chende Gremien tagen?

Werner Blatt: Unabhängig von
der Arbeit der Projekt- und Arbeits-
gruppen auf Bundesebene, aber auch
in Einklang mit deren Zielsetzung
war es unser Anliegen, zeitnah Maß-
nahmen zur Erhöhung der Sicher-
heit umzusetzen, die keiner weite-
ren Abstimmung auf Bundesebene
bedürfen. In der Landes-
arbeitsgruppe Gewalt gegen Polizei-
beamte sind alle Polizeibehörden
und –einrichtungen vertreten. Ich
bin sicher, dass wir damit allen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern eine
angemessene Möglichkeit der Betei-
ligung geboten haben.

DP: Die ersten Ergebnisse der
rheinland-pfälzischen Arbeitsgrup-
pe liegen vor. Können Sie uns die
Eckpunkte erläutern ?

Werner Blatt: Es wurden Vor-
schläge zur Aus- und Fortbildung
wie Aussagen zur Optimierung der
Dienst- und Fachaufsicht mit Blick

auf die Eigensicherung gemacht.
Daneben wurden Anregungen für die
interne Öffentlichkeitsarbeit gege-
ben und Lösungsmöglichkeiten für
eine professionelle Einsatznach-
bereitung aufgezeigt. Das
Arbeitsgruppenpapier befindet sich
zurzeit in einem umfassenden
Bewertungsprozess, in den die Po-

lizeipräsidien und -einrichtungen
einbezogen sind. Ich bin sicher, dass
wir danach viele Maßnahmen um-
setzen können.

DP: Können Sie uns das eine oder

andere konkrete Beispiel nennen?
Werner Blatt: Es wurden sehr

gute Vorschläge erarbeitet, wie bei-
spielsweise das Intranet als neues
Medium für einen ständigen
Lernprozess genutzt werden kann.
Die Ideen gehen von der Einstellung
von Eigensicherungshinweisen über
die Einrichtung eines Dauerchats bis
hin zur Einrichtung einer Hotline für
Fragen rund um die Eigensicherung.
Die AG hat aber auch sinnvolle Hin-
weise für die Einführung einheitli-
cher Standards zur Einsatznach-
bereitung gegeben. Kernpunkt ist
sicherlich die erwartete Erkenntnis,
dass bei allen taktischen und tech-
nischen Verbesserungen die Einstel-
lung jeder einzelnen Polizeibeamtin
und jedes einzelnen Polizeibeamten
die wesentlichste Voraussetzung für
eine Risikominimierung sind. Die-
ses Bewusstsein kann durch nichts
anderes ersetzt werden. Mir ist da-
bei durchaus bekannt, dass sich mit
der Zeit immer ein gewisses Maß
an Routine einstellt. Diese Routine
zu durchbrechen, ist eine eigenver-

antwortliche Aufgabe des Einzelnen.
DP: Man kann aber nicht alle

Verantwortung auf die Kolleginnen
und Kollegen abwälzen.

Werner Blatt: Das ist auch nicht

vorgesehen. Eigenverantwortung
und Rahmenbedingungen wie bei-
spielsweise technische Ausstattung
und einsatztaktische Aus- und Fort-
bildung müssen wie ein Räderwerk
einander ergänzen. Vorgesetzten
kommt dabei eine ganz besondere
Rolle zu. Es ist ihre Aufgabe, Defi-
zite zu erkennen und für Abhilfe zu
sorgen. Dabei hat die qualifizierte
Einsatzvorbereitung und eine per-
manente Einsatznachbereitung eine
herausragende Funktion.

DP: Können Sie uns das an prak-
tischen Beispielen erläutern?

Werner Blatt: Jede Beamtin und
jeder Beamte muss sich vor einem
Einsatz bzw. einer Einsatzfahrt
mental auf die Situation einstellen.
Die Teamkollegen sollten bereits auf
der Anfahrt zum Einsatzort grund-
sätzliche taktische Absprachen un-
tereinander treffen und eine präzise
Rollenverteilung absprechen. Die
Führungszentrale bzw. Einsatz-
leitstelle hat alle zur Verfügung ste-
henden einsatzrelevanten Informa-
tionen abzurufen und den Einsatz-
kräften zur Verfügung zu stellen.
Daneben ist unter Wertung der
Gefährdungslage das Anlegen der
Schutzweste spätestens auf der
Anfahrt zum Einsatzort ins Auge
zu fassen.. Vorgesetzte unterstützen
unter anderem dadurch, dass sie das
Thema Eigensicherung immer wie-
der zum Gegenstand von Dienst-
besprechungen machen und für eine
angemessene Nachbereitung gerade
so genannter Routineeinsätze sor-
gen.

DP: Apropos Schutzwesten.
Warum ist es nicht möglich, allen
Einsatzbeamtinnen und –beamten
sofort eine moderne Schutzweste
vom Dienstherrn kostenlos zur Ver-
fügung zu stellen?

Werner Blatt: Bei allem Ver-
ständnis für die Forderungen aus
Reihen der Kolleginnen und Kolle-
gen, sollten wir keine vorschnellen
Entscheidungen treffen, die in we-
nigen Wochen vielleicht überholt
sind. Das Land Nordrhein-Westfa-
len führt derzeit im Rahmen der
Bund-Länder-Beschlüsse bis Ende
Januar 2001 Trageversuche durch.

Werner Blatt

Innenansicht eines ausgerüsteten Streifenfahrzeuges
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Das ISM informierte den HPRP
über die Absicht, Idar-Oberstein und
Germersheim in ein bundesweites
Modellprojekt ”Frühintervention
bei erstauffälligen Drogen-
konsumentinnen und –
konsumenten” einzubinden. Die
Behörden werden zurzeit um Stel-
lungnahme gebeten. StA, Polizei
und Jugendgerichtshilfe sollen Be-
troffene auf das neue Angebot hin-
weisen. ”Wesentlicher Inhalt des
Projekts sind spezielle Kurse (vier
Abendtermine oder zwei Wochen-
enden), in denen über die Folgen des
Konsums informiert wird und
Konsummuster reflektiert werden”,
schreibt das ISM.

Die ‚Elefantenrunde‘ für die
Versetzungen in 2001 wird für den
11., nicht den 9. Januar 2001 einge-
laden.

Das ISM hat eine AG unter Lei-
tung des L/PE von Mainz, Wolfgang
Erfurt, eingerichtet. Nomen est
omen: ”Äußeres Erscheinungs-
bild der Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten”. Da sind wir doch
einmal gespannt, ob neben der ma-
ximalen Haarlänge auch eine mini-
male für unsere beamteten Skinis
herauskommt. :-) Der HPRP wurde
um Teilnahme an der AG gebeten.

Rainer Leubecher, ISM, hatte ei-
nen Erfahrungsaustausch mit Ver-
tretern der Behörden, Einrichtungen
und deren Personalräte über das
Beurteilungsverfahren organi-
siert. In der Aussprache wurden die
bisher ergangenen Urteile erläutert
und die Konsequenzen diskutiert.
Die Personalräte werden nunmehr
landeseinheitlich bei den (abstrak-
ten) Besprechungen zwischen Be-
hördenleiter, Zweit- und Erst-

beurteiler eingebunden.
Im ISM war ein Projekt zur

Telearbeit – erfolgreich – durchge-
führt worden. Die Behörden wur-
den aufgefordert, sich zu der beab-
sichtigten Einführung für den
Polizeibereich zu äußern. Danach
werden mit dem HPRP Verhandlun-
gen über die Dienstvereinbarung ge-
führt.

Unter Leitung des L/ZPT Tho-
mas Ebling wurde eine AG
”Servicemodell Polizeitechnik”
eingerichtet, in der sich im Wesent-
lichen die Leiter der Stabsbereiche 2
wiederfinden. Im ersten Analyse-
schritt soll erhoben werden, welche
Arbeit von wem wo geleistet wird.
Der Fragebogen wird in den Behör-
den und Einrichtungen unter Einbin-
dung der Personalräte vor Ort ge-

prüft.
Der HPRP stimmte dem

Neuerlass einer Verwaltungsvor-
schrift von Justiz- und Innenmini-
sterium zu, in der die Befugnisse der
Polizeibehörden im Rechtshilfe-
verkehr mit dem Ausland in straf-
rechtlichen Angelegenheiten ausge-
weitet wird. Dies gilt im Wesentli-

chen für das LKA, aber auch in be-
achtlichem Umfang für die
Grenzpräsidien LU, KL und TR.

Zugestimmt wurde der Neuord-
nung der Einsatzverpflegung: In
einem Modellversuch vom 1.1. bis
31.12.2001 soll die neue Vorschrift
erprobt werden (siehe ausführlichen
Bericht des Koll. Helmut Knerr).
Gleichzeitig wurde das Verpfle-
gungsgeld neu berechnet und
angepasst.

Ebenfalls zugestimmt wurde der
Errichtungsanordnung für die auto-
matisierte Verbunddatei “Kinder-
porno”. Mit ihrer Hilfe sollen
länderübergreifende und internatio-
nale Bezüge erkannt werden.

Der Inspekteur der Polizei Wer-
ner Blatt erläuterte im HPRP Sinn
und Zweck der in diesem Jahr erst-

mals erstellten Landesziele, die die
Schwerpunkte Kriminalitäts-
b e k ä m p f u n g ,
Verkehrssicherheitarbeit und Inne-
re Führung enthalten. Die Landes-
ziele sollen ihrerseits dazu dienen,
in den Behörden und Einrichtungen
mit den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern eigene Ziele zu vereinba-

ren. Der Beteiligung der Beschäftig-
ten komme ein zentraler Stellenwert
zu. Dabei müsse der Aus-
führungsebene genügend Luft gelas-
sen werden, eigene Arbeits-
schwerpunkte setzen zu können.

Der HPRP betonte, dass bei al-
len positiven Ansätzen des
“Steuerungsmodells Ziel-
vereinbarungen” nicht aus den Au-
gen geraten dürfe, dass auf Grund
der Personalnot in den Dienststel-
len oft die Haltung vorherrsche:
“Was sollen wir denn noch alles
machen?” Die Einbindung der Mit-
arbeiter in die Erarbeitung und Ver-
einbarung der Ziele durch die Vorge-
setzten lasse noch sehr zu wün-
schen übrig.

Blatt entgegnete, dass ihm die
Personalsituation sehr wohl bekannt
sei. Gerade deswegen sei aber die
Vereinbarung von Schwerpunkten
notwendig, denn man könne mit
begrenztem Personal eben nicht al-
les auf einmal machen. Das Verein-
baren von Zielen sei für die Organi-
sation noch sehr neu. Er wolle kei-
nen unnötigen Druck verursachen.
Er sehe auch die Probleme vor Ort
und hoffe, dass sich die Handhabung
langsam einüben werde. Das ISM
werde die Verfahrensweise und die
Ergebnisse kritisch prüfen.

Dieter Kronauer (Arbeiter), An-
nemarie Grindel (Angestellte),

Ernst Scharbach (Beamte)
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Aus dem HPRP
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Mit einer abschließenden Bewer-
tung wird Ende Februar gerechnet.
Wenn diese Westen den Sicherheits-
erfordernissen und einem gewissen
Tragekomfort entsprechen, werden
diese Schutzwesten in Rheinland-
Pfalz eingeführt, so wie es Minister
Zuber bereits angekündigt hat. Bis
dahin bleibt es bei der
Zuschussregelung. Nicht unerwähnt
bleiben sollte auch, dass dienstliche
Schutzwesten in ausreichender Zahl
bereits jetzt zur Verfügung stehen.

DP: Innenminister Zuber hat
Mitte November die Prototypen
der Videodokumentation von An-
halt- und Kontrollvorgängen aus
dem Funkstreifenwagen heraus der
Öffentlichkeit vorgestellt. Wie geht
es mit diesem Projekt weiter ?

Werner Blatt: Im Jahr 2001
werden über hundert Fahrzeuge mit
einer Videodokumentationsanlage
ausgestattet sein. Es ist davon aus-
zugehen, dass bis Ende 2003 alle
1100 Streifenfahrzeuge ausgestattet

sein werden. Der Hauptpersonalrat
ist in die Konzeption eingebunden.
Zur Zeit werden die Detailregelun-
gen mit dem Landesbeauftragten für
den Datenschutz abgestimmt. In
Vorbereitung ist eine vorläufige
Dienstanweisung, die den Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamten den
nötigen rechtlichen Schutz gewähr-
leisten soll.

DP: Wie geht es mit den Projekt-
und Arbeitsgruppen auf Bundes-
ebene weiter?

Werner Blatt: Die Aufträge wer-

den mit Hochdruck umgesetzt. Im
Frühjahr ist ein nächster Zwischen-
bericht zu erwarten. Neben den
schriftlichen Informationen, die den
Polizeibehörden und –einrichtungen
übersandt werden, können sich un-
sere Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter im Intranet über den Fortgang
aller Initiativen und Auftrags-
erledigungen informieren.
DP: Herr Blatt, wir danken für
das Gespräch.
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Zahlreiche Landespolitiker - al-
len voran Ministerpräsident Kurt
Beck - sprechen im Zusammenhang

mit der Modernisierung und
Verschlankung der Verwaltung ger-
ne vom Subsidiaritätsprinzip. Das
hat in diesem Kontext wenig zu tun
mit der subsidiären Zuständigkeit
der Polizei, wenn die an sich zu-
ständige Behörde nicht erreichbar
ist. Das Subsidiaritätsprinzip hat
vielmehr mit der Forderung zu tun,
die Aufgaben der inneren Verwaltung
so nah wie möglich am Bürger zu
entscheiden und wahrzunehmen.
Und es hat in ungezählten Sonntags-
reden auch damit zu tun, Handlungs-
und Ressourcenverantwortung so
weit wie möglich vor Ort darzustel-

len. Für die Polizei ist dies mit Über-
legungen verbunden, die Direktions-
oder Inspektionsebene mit eigenem
Budget auszustatten, der Aus-
führungsebene in einem
Z i e l v e r e i n b a r u n g s - S y s t e m
Kreativitätsfreiraum zu schaffen
und die Eigenverantwortlichkeit zu
Gunsten der Einsparung von
Hierarchieebenen und Führungs-
funktionen zu fördern.

Aber eben alles weitestgehend
nur in Sonntagsreden, Workshops
und idealisierenden Hurra-Veran-
staltungen.

Die Wirklichkeit sieht anders
aus. Die Wirklichkeit ist geprägt von
einem tiefgreifenden Misstrauen
gegenüber nachgeordneten Füh-
rungsebenen - fast überall wo man
hinschaut. In der Wirklichkeit wird
vielen Dienstgruppen- und
Kommissariatsleitern, Inspektions-
leitern und Direktionsleitern jegli-
cher Spielraum genommen. Kreati-
vität wird abgetötet, bevor sie ent-
stehen kann und macht
Zuständigkeitsdenken und
Verständigungsmentalität Platz.

Diese verhängnisvolle Entwick-
lung kann nur top down (von oben
nach unten) durchbrochen werden.
Nur wer eigene Freiräume von oben
erhält, wird bereit sein, Freiräume
nach unten einzuräumen und Auf-

gabenbereiche strukturell zu delegie-
ren - nicht Einzelaufgaben an Ein-
zelpersonen, wie es heute geschieht.

Anders ausgedrückt: Nur wer der
nachgeordneten Ebene Freiräume
einräumt, hat das moralische Recht,
sie anzuweisen das gleiche zu tun.

Warum beschäftigt sich nun ein
Personalrat mit diesem Thema?

Das geschieht, weil es seit Ver-
abschiedung des neuen Landes-
personalvertretungsgesetzes ein
weiteres Prinzip gibt: Das
Partnerschaftsprinzip. Es besagt,
dass demjenigen, der die
mitbestimmungspflichtige Entschei-
dung trifft nur ein Personalrat als
Mitbestimmungsorgan und Partner
in der vertrauensvollen Zusammen-
arbeit gegenübersteht. Übersetzt für
die Polizei: Der Gesamtpersonalrat
und der örtliche Personalrat des ei-
genen Hauses sind Partner des Be-
hördenleiters und die Personalräte
der Direktionen sind Partner der
Direktionsleiter.

Für die Polizei bedeutet das in
schlichter Ausdrucksweise: Die Per-
sonalräte bei den Polizeidirektionen
werden zu bloßen Anhörgremien
degenerieren, wenn ihrem Partner,
dem Leiter der Direktion - entgegen
dem viel gepriesenen Subsidiaritäts-
prinzip - alle mitbestimmungs-
pflichtigen Aufgaben weggenommen

werden. Und genau das geschieht zur
Zeit weit verbreitet, weil eine ent-
sprechende Regelung fehlt.

Auch hier greift das beherrschen-
de dritte Prinzip des Misstrauens,
denn Personalräte werden von vor-
ne herein als entwicklungshemmend
und destruktiv eingeschätzt, ob-
wohl sie in den letzten Jahren hin-
reichend ihren konstruktiven Ansatz
und ihre Bereitschaft, Entwicklun-
gen mitzugestalten unter Beweis
gestellt haben.

Der Gipfel der Widersprüchlich-
keit (gegenüber dem vom Verfasser
unterstellten, weil im Landtag so
geäußerten Willen des Gesetzgebers)
ist dann erreicht, wenn ein Behör-
denleiter seine Direktionsleiter be-
auftragt, mitbestimmungspflichtige
Angelegenheiten mit dem Personal-
rat zu verhandeln - aber mit dem
Gesamtpersonalrat. Das ist
Partnerschaftsprinzip in Perversi-
on - aber nach Recht und Gesetz.

Es ist höchste Zeit zu reagie-
ren.

Bernd Becker

PERSONPERSONPERSONPERSONPERSON ALRAALRAALRAALRAALRATTTTT

Partnerschaftsprinzip

Bernd Becker

EUREUREUREUREUROPOPOPOPOPAAAAA

Europäisches Amt für Betrugsbekämpfung
Die Vertretung des Landes RLP

beim Bund hatte Franz-Hermann
Brüner eingeladen. Thema seines
Vortrages: „Frischer Wind durch
OLAF – Besserer Schutz für EU-
Gelder“. Brüner ist seit März 2000
erster Direktor des europäischen
Amtes für Betrugsbekämpfung, das
am 1. Juni 1999 gegründet wurde
und von ihm aufgebaut wird. Die
Aufgabe von OLAF (Office
européen de lutte antifraude) ist die
Bekämpfung von Betrug an EU-
Geldern und der Korruption. Das

Amt ist unabhängig gegenüber der
Kommission, Regierungen der Mit-
gliedsstaaten und sonstigen Einrich-
tungen.

Brüner selbst war lange Jahre
Richter und Staatsanwalt in der
bayerischen Justiz und hat sich als
Leiter der Korruptions-
bekämpfungsabteilung bei der StA
München einen Namen gemacht. Als
stellv. Leiter der Wirtschaftsab-
teilung beim Büro des Hohen Re-
präsentanten für Bosnien und Her-
zegowina sammelte er wichtige Er-

fahrungen im Ausland.
In seinem Vortrag erläuterte er

erste Erfahrungen und Schwierigkei-
ten in seinem neuen Amt und schil-
derte beispielhaft einige Fälle aus der
Praxis: Subventionsbetrug,
Erschwindelung von
Mehrwertsteuererstattungen usf.
Ermittlungsbefugnisse, die deutlich
über die nationaler Polizeien hinaus
reichen, führten zu ermutigenden
Anfangserfolgen. In der anschlie-
ßenden Diskussion stand, wie nicht
anders zu erwarten, die Agrarpoli-

tik im Mittelpunkt. Übereinstim-
mung bei allen Anwesenden: Die
Einrichtung des Amtes war lange
überfällig. Auch die GdP wünscht
OLAF viel Erfolg!
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In der Zeit von März bis Sep-
tember 2000 wurde unter Leitung
von Koll. Peter Altmayer an der LPS
ein insgesamt 14 Wochen dauern-
des Seminar für Sachbearbeiter K/
14 (Wirtschaftskriminalität) durch-
geführt.

Die in dieser Zeit vermittelten
Themeninhalte sollten eine sach-
und fachgerechte Bearbeitung der
Wirtschaftskriminalitätsdelikte ge-
währleisten. Aufgrund einer in ver-
schiedenen Bundesländern gemach-
ten Umfrage unter den jeweiligen
Sachbearbeitern war eine Konzep-
tion zur Durchführung erarbeitet
worden, die sich streng an die tat-
sächlichen Erfordernisse im Alltags-
geschäft hält. Die vermittelten Stoff-

inhalte finden sich in einem eigens
erstellten Lehrplan wieder.

Die Gesamtkonzeption dieses
Lehrganges vermittelte ein breites
und fundiertes Wissen an die Teil-
nehmer, obwohl unterschiedliche
Voraussetzungen vorhanden waren.
Eine modulare Aufbauweise bot hin-
reichende Flexibilität in der
Unterrichtsgestaltung. Die gewon-
nenen internen und externen Refe-
renten (FHöV, STA´s, BKA, LKA,
LAA, Steufa etc.) gewährleisteten
einen hohen Anspruch im Seminar.
Der theoretische Teil fand seine Er-
gänzung in einem zwischen-
geschalteten 14-tägigen Praktikum.
National und international tätige
Unternehmen sowie Banken und die

deutsche Börse waren hier die An-
sprechpartner.

Der zwangsweise hohe organisa-
torische und finanzielle Aufwand
dieses Lehrgangs hat sich dennoch
gelohnt. Rückmeldungen der Teil-
nehmer wie: „Ein super Lehrgang“
oder „Mit diesem Lehrgang braucht
sich Rheinland-Pfalz nicht vor an-
deren Bundesländern zu verstek-
ken“ zeigen, dass das Angebot auf
großes Interesse gestoßen ist. So war
beispielsweise jederzeit die Unter-
stützung und das Entgegenkommen
der Schulleitung und der Vertreter
des Innenministeriums festzustel-
len. Auch dies ist ein wesentlicher
Faktor für das gute Gelingen.

Für die Zukunft ist ein weiteres

Seminar in der gleichen Art vorgese-
hen. Es startet voraussichtlich im
Februar 2001. Außerdem sind zu den
Themen „Aktuelle Erscheinungsfor-
men“ oder „Computerkriminalität“
weitere Fortbildungsmaßnahmen
geplant. Letzteres soll insbesonde-
re auch die Kollegen im K/4 anspre-
chen.

WEITERBILDUNGWEITERBILDUNGWEITERBILDUNGWEITERBILDUNGWEITERBILDUNG

Seminar für Sachbearbeiter K/14
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Auf deutschen Friedhöfen
schlummern nach Überzeugung vie-
ler Gerichtsmediziner immer noch
zu viele unentdeckte Mordopfer.
Dies sieht der Fachausschuss Kri-
minalpolizei der rheinland-pfälzi-
schen Gewerkschaft der Polizei
(GdP) ebenso.

Die Ursachen für dieses Phäno-
men sind aus Sicht der GdP schnell
eingegrenzt. Viel hängt davon ab, ob
die in den Polizeidienststellen rund
um die Uhr eingesetzten Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten durch
ihre Ausbildung und Anleitung in die
Lage gesetzt seien, an der Leiche
selbst aber auch anhand der ermit-
telten Gesamtumstände bei der
Todesfeststellung Anzeichen für ei-
nen unnatürlichen Tod oder ein Ver-
brechen zu entdecken. „Durch eine
stetige Verbesserung der Ausbildung
und durch die Fachhoch-
schulausbildung als Regelausbildung
für den Polizeidienst sind wir hier
auf dem richtigen Weg“, stellte
Bernd Becker, im rheinland-pfälzi-
schen GdP-Landesvorstand zustän-
dig für Kriminalpolitik, anläßlich der

jüngsten Tagung des Fachausschus-
ses Kriminalpolizei fest. Natürlich
sei es wichtig, über erfahrene und
gut ausgebildete kriminalpolizeili-
che Todesermittler zu verfügen, eine
Schlüsselstellung komme aber dem
den Tod feststellenden Mediziner
vor Ort zu. Hier entscheide sich
maßgeblich, ob Todesermittlungen
eingeleitet würden und die Krimi-
nalpolizei verständigt werde.

Es sei „schon die halbe Miete“,
wenn die Polizei einmal verständigt
sei, so die Einschätzung des Fach-
ausschusses.

Ob die Strafverfolgungsbehörden
überhaupt Kenntnis von einem
möglicherweise polizeilich bedeut-
samen Todesfall erlangen, hänge all-
zusehr von Zufällen ab, sind sich
die Fachleute einig, beispielsweise
davon, ob der den Tod feststellende
Arzt persönliche Bekanntschaften
oder wirtschaftliche Beziehungen zu
der Familie des Opfers habe, ob der
Arzt eine rechtsmedizinische Aus-
bildung habe oder überhaupt Erfah-
rungen im Umgang mit Leichen.
Längst nicht jeder Arzt - so berich-

ten Praktiker immer wieder - führe
die vorgeschriebene Leichenschau
an der unbekleideten Leiche durch.
„Da können kleinkalibrige Einschüs-
se glatt übersehen werden“, so Alo-
is Ochs, Leiter der Kriminaldirektion
des Mainzer  Polizeipräsidiums.

Die GdP hatte sich bereits 1999
mit der Thematik an die Landesre-
gierung gewandt und war dort auf
Interesse gestoßen. Ihr Vorschlag:
Einführung eines amtlichen oder
vereidigten Leichenbeschauers mit
Sachverständigen-Status.

Als Übergangslösung schlägt die
GdP den Einsatz besonders ausge-
bildeter Ärzte, etwa der Rechts-
medizin oder der Gesundheitsäm-
ter vor. Längerfristig gehe es aber
um den amtlichen oder vereidigten
Leichen-Sachverständigen, der im
anglo-amerikanischen Raum als
„coroner“ bekannt ist. Unabdingbar
sei - so die GdP - seine ständige Er-
reichbarkeit und die zeitnahe Ein-
satzmöglichkeit. Bernd Becker::
„Uns ist klar, dass wir an einem dik-
ken Brett bohren. Neben der Ände-

Unentdeckte Mordopfer schlummern
rung des Bestattungsgesetzes sind
nicht nur die Anforderungen an den
Leichen-Sachverständigen zu defi-
nieren, sondern auch die StPO zu
ändern. Deshalb werden wir nicht
nur die Landesregierung noch ein-
mal um nachhaltige Anstrengungen
ersuchen, sondern auch auf Bundes-
ebene aktiv werden Letztlich suchen
wir deshalb auch die Öffentlichkeit,
um für das Thema zu sensibilisie-
ren“.

Als Sofortmaßnahme schlägt die
GdP vor, den Leichenschauschein,
der vom todesfeststellenden Arzt
auszufüllen ist, eindeutiger zu ge-
stalten. Das helfe, unnötige Ermitt-
lungen zu vermeiden und einen tat-
sächlichen Verdacht zu bemerken.
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Gegen Rechts
„Rechtsextremismus –Was

tun?“ war der Titel der Veranstal-
tung des ISM, zu der Kommunal-
politiker, Kolleginnen und Kollegen
im vollbesetzten Tagungszentrum
auf dem Hahn erschienen waren.
Staatssekretär Ernst Theilen be-
tonte in seiner Eröffnungsrede die
Bedeutung, die das Ministerium der
Bekämpfung von Gewalt und
Rechtsextremismus beimesse. Die
ganze Gesellschaft sei gefordert –in
Rheinland-Pfalz böten sich die
Kriminalpräventiven Räte geradezu
an. Die Polizei verfüge über fach-
kundige Moderatoren, um die Dis-
kussionen in den KPR zu struktu-
rieren und konkrete Maßnahmen ins
Auge zu fassen.

Dr. Dostmann, Leiter des Ver-
fassungsschutzes, gab einen Über-
blick zur Lage in Rheinland-Pfalz
und begann mit dem Zitat von Bert
Brecht: „Der Schoß ist fruchtbar
noch, aus dem das kroch!“ In RLP
gäbe es ca. 1.900 Rechtsextreme,
davon 100 Militante. 1.700 sind in
Parteien organisiert: 250 NPD (30
JN), 850 DVU, 600 Rep. 1999 habe
es 24 Gewalttaten gegeben, terrori-

stische Ansätze seien nicht konkret
erkennbar, Waffen- und andere Fun-
de sorgten jedoch für besondere Sen-
sibilität. Regionale Schwerpunkte
hätten sich in der Vorderpfalz, um
Zweibrücken und im Westerwald
gebildet. Revisionisten, Neue Rech-
te und Wehrsportgruppen (Stahl-
helm e.V.) spielten keine große Rol-
le. Die Skins übten sich in RLP bei
Musikveranstaltungen und im
Komasaufen.

Professor Dr. Jaschke wandte
sich den Einstellungen zu: In der EU
verfügten 7 % (Portugal) bis 19 %
(Belgien) über ein festes rechtsex-
tremes Weltbild. Die BRD liege mit
13 % im unteren Drittel. Diese Ein-
stellungspotentiale hätten sich in
den letzten Jahrzehnten nicht ver-
ändert; es handele sich um eine kon-
tinuierliche qualifizierte Minderheit.
Im Westen gelte: Je älter, desto
rechts – im Osten sei die Verteilung
in den Altergruppen eher gleich. Die
Zahl der rechten Jugendlichen im
Osten sei 3 – 4 mal höher, als im
Westen. Bemerkenswert: Auch die
Wähler von CDU und SPD weisen
ein der Bevölkerung entsprechendes

rechtes Potential auf.
Als Ursachen verweist Prof.

Jaschke auf:
1. Normale Pathologie:

Modernisierungsverlierer, die mit
dem Tempo der Entwicklung nicht
mithalten.

2. Individualisierung: Die Ver-
lierer suchen nach Anerkennung,
Geborgenheit und festen Werten,
die die Rechten in der gewünschten
Einfachheit anbieten.

3. Migration: Es fällt vielen
Menschen schwer, Fremde als Mit-
menschen und nicht als Bedrohung
zu akzeptieren (vs. Leitkultur).

4. Ost-West-Konflikt: Der
schnelle Umbruch von der DDR hat
in vielen Menschen Ängste erzeugt,
die sich gegen Fremde richten.

Zur Frage „Was tun?“ rät Prof.
Jaschke:

1. Symbolisches Handeln:
Aktionen und Demonstrationen, um
auch die Mehrheit über die eigenen
Werte zu vergewissern.

2. Repression: Polizei, Justiz,
Kriminalpräventive Räte und ‚Be-
treuung’ spielten eine wesentliche

Rolle, um der Gewalt entgegen zu
treten.

3. Politik: Das Schwergewicht
müsse aber auf dem dritten Punkt
liegen: Arbeitsmarkt, Bildung und
Migrationspolitik müssten die Kon-
flikte aktiv aufarbeiten. Langer Atem
sei gefragt.

„Es reicht nicht, die
Modernisierungsverlierer zu benen-
nen – wir müssen sie in die Moder-
ne mitnehmen. Ihre berechtigten
Arbeitsplatzsorgen müssen von den
Politikern ernst genommen wer-
den.“ Die Modernisierung lasse sich
nicht aufhalten. Die Politik sei ge-
fordert, den Wandel sozial verträg-
lich zu gestalten.

Abgerundet wurde die Veranstal-
tung durch die Vorstellung des Kon-
zepts „Kommunale Bündnisse ge-
gen Rechts“ durch Koll. Stephano
Borrero Wolff, ergänzt durch Er-
fahrungen aus Berlin von Koll. Lo-
thar Spielmann.

Eine gelungene Veranstaltung,
deren Impulse hoffentlich aufgegrif-
fen werden.

Ernst Scharbach
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Aktuelle Diskussion: PerZuMeKo
Die AG Personalzumessungs-

modell hatte zu einer Informations-
veranstaltung auf den Hahn eingela-
den. Im Mittelpunkt standen die
Berechnungen für die Kriminalpoli-
zei.

Wolfgang Fromm, Leiter der AG,
erläuterte die Grundsätze der Be-
rechnung. Dabei stellte er klar, dass
es nie Aufgabe der PerZuMeKo ge-
wesen sei, den Bedarf an Personal
für die einzelnen Organisations-
einheiten zu berechnen. Man müs-
se bei der aktuellen Diskussion die
Historie im Blick behalten: Das In-
nenministerium habe 1993 und 1997
Organisationsentscheidungen ge-
troffen. Die AG habe auf dieser
Grundlage die möglichst gerechte

Verteilung der vorhandenen Sollst-
ellen berechnet.

Grundlage seien die PKS und
zusätzlich die in der PKS nicht
erfassten Leichensachen und
Vermisstenfälle. Entgegen weit ver-
breiteter Meinung habe die AG die
PKS-Fälle bereits seit Jahren mit
Zeitfaktoren versehen. Diese Mul-
tiplikatoren seien von Kollegen des
Einzeldienstes in “Expertengrup-
pen” geschätzt worden.

Die AG habe erkannt, dass
Massenverfahren die Berechnungen
verzerren. Man überlege daher, die
in den Massenverfahren eingesetz-
ten Kolleginnen und Kollegen in den
Sockel der jeweiligen Behörde ein-
zustellen, da diese Mitarbeiter der

Bewältigung der Alltagsaufgaben
nicht zur Verfügung stehen – und
damit die Fallzahlen komplett aus
der Berechnung heraus zu halten.

Die Erhöhung der Sockelzahlen
für die Kripo hingegen helfe über-
haupt nichts und es mache auch kei-
nen Sinn, ständig Äpfel mit Birnen
zu vergleichen. So, wie sich die Be-
rechnungen zwischen der Zentralen
und der Regionalen
Kriminalinspektion unterschieden,
so würden sich die Berechnungen
beispielsweise bei den Bezirks-
beamten wiederum auf andere
Grundlagen stützen; in diesem Fall
die Zahl der zu betreuenden Ein-
wohner. Selbst wenn man z.B. die
Kommissariatsleiter alle in den Sok-

kel nehmen würde, käme am Ende
das gleiche Berechnungsergebnis
heraus. Vielen, die sich vor öffent-
lich geäußerter Kritik noch nicht ein-
mal die Mühe machten, den Bericht
der PerZuMeKo zu lesen, sei nur
schwer beizubringen, dass die AG
die Belastungszahlen zwischen z.B.
den ZKI’s, den RKI’s usw. verglei-
che, nicht jedoch das Verhältnis von
ZKI zur RKI, geschweige denn das
Verhältnis der Stellen zwischen
Schutz- und Kriminalpolizei.

In der Diskussion wurden ver-
schiedene Einzelprobleme disku-
tiert: Zählweise, Fortsetzungs-
zusammenhang, Zeitindikatoren
pp. Dieter Täffler, Werner Blatt und
Wolfgang Hertinger erläuterten, dass
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man von dem Übergang der
Bearbeitungszuständigkeit auf –S-
und wegen der Zunahme der Ist-
Stellen bei –K- um 120 in den letz-
ten 5 Jahren eine Entspannung der
Personalnöte bei der Kripo erwar-
tet habe. In Zukunft sei wegen der
allseits bekannten Probleme im
Schichtdienst eher nicht mit einer

Erhöhung der K-Stellen zu rechnen.
Lothar Schömann schlug vor, für

die ZKI eine “funktionale Unter-
grenze” zu bestimmen, ähnlich der
einer PI. Heiße Debatten löste die
Frage aus, in welchem zeitlichen
Rahmen das ISM Konsequenzen aus
den Berechnungen zu ziehen geden-
ke. Herr Täffler wies darauf hin,

dass die Ergebnisse der PerZuMeKo
nicht 1 : 1 umgesetzt werden könn-
ten. Er bemühe sich – unter Einbin-
dung weiterer Kriterien – das Per-
sonal belastungsorientiert zu vertei-
len.

Ernst Scharbach trat dem Ansin-
nen entgegen, die Zahlen der
PerZuMeKo einfach für die Ebene

der Kommissariate zu übernehmen.
Die Berechnungen bezögen sich auf
die Vergangenheit und dienten den
Präsidien als Grundlage ihrer aktu-
ellen Personalentscheidungen. Die
Verteilung des Personals sei in die-
sem Sinne “klassische Führungs-
leistung”.

Ernst Scharbach

Nach dem Motto „Nur gemein-
sam sind wir stark“ hatte die Bei-
sitzerin der Frauen, Regina Funke,
am 18.10.00, in Pirmasens einen
Frauenstammtisch organisiert.

Der berufliche Alltag bietet im-
mer weniger Möglichkeit, ein pri-
vates Wort zu reden. Viele Kolle-
ginnen kannten sich nicht, da die
Polizeidirektion Pirmasens auf 4
Dienststellen verteilt ist, die PI Pir-
masens, KI Pirmasens, PI Dahn, PI
Waldfischbach und PI Zweibrücken.

Der Versuch der „Zusammenfüh-
rung“ ist gelungen, denn zu dem
Stammtisch haben sich insgesamt 15
Frauen aus 4 Inspektionen angemel-
det.

Mit einem Glas Prosecco, das die
Kreisgruppe spendierte, wurde auf
einen gelungenen Abend angestoßen.

Bei einem gutem Essen und ei-

nem Glas Wein lernte man sich bes-
ser kennen und konnte sich auch
dienstlich sowie privat austauschen.

Zusammenfassend kann man sa-
gen, dass es ein sehr gelungener
Abend war und es ist geplant, den
Frauenstammtisch auf jeden Fall zu
wiederholen.

Eingeladen waren natürlich nicht
nur die gewerkschaftlich organisier-
ten Frauen, sondern alle Frauen.

Die Familie der Gewerkschaft
kann nicht groß genug sein und wir
würden uns sehr über „Zuwachs“
freuen.

Auf diesem Wege möchte sich die
Beisitzerin der Frauen nochmals
herzlich bei den Teilnehmerinnen
dieses „Stammtisches“ bedanken.

Auf den nächsten Stammtisch
freut sich

Regina Funke

SACHBEARBEITERLEHRGANGSACHBEARBEITERLEHRGANGSACHBEARBEITERLEHRGANGSACHBEARBEITERLEHRGANGSACHBEARBEITERLEHRGANG

JUNGE GRUPPE star-
tet Umfrage

Die JUNGE GRUPPE in der
GdP stellt den Sachbearbeiter-
lehrgang auf den Prüfstand. Die jun-
gen Kolleginnen und Kollegen des
Mittleren Polizeidienstes sollen
darüber diskutieren und entschei-
den, ob das GdP-Konzept zur Aus-
bildungsreform der richtige Weg ist.
Die GdP-Mitglieder haben inzwi-
schen eine Umfrage zur Aus-
bildungsreform vorliegen und kön-

nen per Outlook-Mail im
Polizeiintranet oder mit Brief an die
GdP über das Konzept der GdP
abstimmen.

KURZ BERICHTETKURZ BERICHTETKURZ BERICHTETKURZ BERICHTETKURZ BERICHTET
Am Donnerstag, 07. Dezember,

präsentierte Innenminister Walter
Zuber im Bildungszentrum Erbacher
Hof in Mainz ein Meditations-
und Gebetbuch für die Polizei in
Rheinland-Pfalz. Das Taschenbuch
mit dem Titel "Spurensuche" wur-
de herausgegeben von den Beiräten
der Polizeiseelsorge Rheinland-
Pfalz und von Kolleginnen und Kol-
legen aus dem Bereich der Polizei
erstellt. Polizeiseelsorger Bernd
Krämer und Polizeiobermeister
Wolfgang Nikolaus Könen erläuter-
ten Entstehung und Inhalt des klei-
nen Buches. Anschließend standen
Minister Zuber und Beirats-
mitglieder der Polizeiseelsorge für
Fragen zur Verfügung.

PERSONALIENPERSONALIENPERSONALIENPERSONALIENPERSONALIEN
Jürgen Moser, Mitglied im ge-

schäftsführenden Landesvorstand
wurde für die Zeit vom 1.1.2001 bis
31.12.2004 zum ehrenamtlichen
Richter beim Oberverwaltungsge-
richt Rheinland-Pfalz, Senat für
Disziplinarschen, gewählt.

GdP und PSW im
Internet:

http://www.gdp-rp.de
http://www.psw-rp.de

http://www.psw-reisen.de

buero@gdp-rp.de
buero@psw-rp.de

buero@psw-reisen.de

MITGLIEDERSERVICEMITGLIEDERSERVICEMITGLIEDERSERVICEMITGLIEDERSERVICEMITGLIEDERSERVICE

Wir bieten unseren Mitgliedern jeden
Dienstag in der Zeit von

09.30 bis 14.00 Uhr
einen Beratungsservice

für alle Fragen zu
Hypotheken, Darlehen, Versicherungen,

Renten und Pensionsansprüchen
an.

Ihr erreicht uns
über die Hotline

06131 / 96 00 90


